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Auch wenn nach Hartz und Rürup der Zenit der „Kommissionitis“ im politi-
schen Berlin überschritten scheint, etablieren sich auf den unterschiedlichsten 
politischen Ebenen zunehmend Arbeitsgruppen, runde Tische, Räte und Be-
gleitkreise. Diese Entwicklung wird höchst unterschiedlich bewertet: Während 
diese Gremien von den Einen als verfassungsrechtlich bedenklicher „bypass“ 
gesehen werden, mit der die Exekutive die eigentlich zur Klärung und Ent-
scheidung strittiger Fragen gewählten Parlamentarier umgeht, sehen Andere 
eine neue Qualität der Partizipation von Experten, Interessenvertretern und Be-
troffenen. 

Es ist keine Frage, dass vielen dieser Kommissionen und Begleitkreise rein 
taktische Bedeutung im politischen Alltagsgeschäft zukommt. Entscheidungen 
können vertagt, Verantwortung für unpopuläre Maßnahmen auf Expertenschul-
tern verlagert oder die öffentliche Wirkung neuer Ideen ungefährdet getestet 
werden. Aber gerade bei Konflikten um technische Anlagen, Verkehrstrassen 
oder auch Naturschutzvorhaben kann man den Bürgermeister, die Landrätin 
oder den Ministerpräsidenten verstehen: er bzw. sie entscheidet sich dafür, Ex-
perten, Interessenvertreter und Betroffene frühzeitig in einen Dialogprozess 
einzubinden, in der Hoffnung, sich damit den klassischen Weg über Lobbying 
im Parlament, Kampagnen in der Öffentlichkeit, rituelles Aufeinandertreffen 
von Gutachter und Gegengutachter sowie anschließende Gerichtsverfahren zur 
Revidierung unpassender Entscheidungen in seiner ganzen Unwägbarkeit zu 
ersparen. Man versteht es vor allem, wenn man sich in die Rolle des Minister-
präsidenten versetzt, der sich des Abstimmungsverhaltens der lokal betroffenen 
Abgeordneten nicht sicher ist oder des Landrats/der Bürgermeisterin, der/die 
nicht sicher ist, wie der unabhängig von ihm/ihr gewählte Gemeinderat bzw. 
Kreistag entscheiden wird. 
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Die zugrunde liegenden Interessenkonflikte werden nun häufig durch strit-
tige Sachfragen überlagert und überformt (Wie gesundheitsschädlich ist Lärm? 
Wie wird sich das Verkehrsaufkommen entwickeln? Welches Risiko besteht?). 
Angesichts dessen hat die Suche nach der legitimierenden Wirkung konsensual 
festgestellten Wissens im Zusammenhang mit Technik- und Landnutzungskon-
flikten gerade auf regionaler Ebene zu einer Vielzahl von partizipativen Ver-
fahren geführt (vgl. Renn 2003). 

1 Dialogdienstleister als Berater 

Die einschlägige Literatur beschäftigt sich vor allem mit dem Output derartiger 
Verfahren im Hinblick auf die demokratische Entscheidungsfindung (vgl. 
Feindt 2002; Hennen 2004 et al.). Dagegen geht der vorliegende Beitrag der 
Frage nach, wie solche Verfahren initiiert, gesteuert und begleitet werden (In-
put-Orientierung). Damit rückt die Frage in den Mittelpunkt, wie die Politik 
darauf kommt, bestimmte kommunikative Settings zur Unterstützung heranzu-
ziehen und wessen sie sich dafür bedient. Hier sind je nach Art des Verfahrens 
Experten, Laien, Interessengruppenvertreter und Moderatoren zu nennen. Zu-
nehmend bedient sich die Politik für die Moderation derartiger Prozesse einer 
neuen Art von Berater, der Dialogdienstleister, zu denen sich auch der Autor 
dieses Artikels rechnet. Sei es Flughafenausbau, Gentechnikdiskurs, Einrich-
tung von Naturschutzgebieten, Erweiterung von Straßen, Bebauung neuer Stadt-
viertel oder der kommunale Agenda-21-Prozess, öffentliche Stellen schreiben 
hierfür die Moderation oder auch die Mediation durch Externe aus. 

Diese von der Politik beauftragten Dialogrunden (incl. ihrer Moderatoren) 
agieren mehr oder weniger in der interessierten Öffentlichkeit. Dadurch wird 
ein Problem besonders deutlich, dass für jede Art von Politikberatung von Be-
deutung ist. Dieses Problem wird unter dem Stichwort der konstruktivistischen 
Politikberatung (vgl. Brodocz/Noetzel 2002) thematisiert. Hier geht es um die 
Erwartungshaltungen von Berater und Politiker an den Beratungsprozess sowie 
das Umgehen mit unterschiedlichen Wirklichkeitskonstruktionen. 

 Beispielhaftes Gespräch zwischen Politiker (P) und Moderator (M) im Ge-
spräch zur Auftragsvergabe: P: Mein Ziel ist es, das Vorhaben XY mit 
möglichst hoher Akzeptanz umzusetzen. M: Wie würden Sie die Akzeptanz 
messen, und wie viel Prozent Akzeptanz streben Sie an? P: Akzeptanz ist, 
wenn am Ende die Mehrheit im Parlament hinter dem Vorhaben steht. M: 
Was ist dabei genau der Auftrag, den ich übernehmen soll? P: Sie sollen für 
eine möglichst hohe Akzeptanz sorgen, in dem Sie die Betroffenen mitein-
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ander ins Gespräch bringen, frühzeitig Konflikte erkennen und rechtzeitig 
geeignete Maßnahmen vorschlagen, wie man mit den Konflikten umgehen 
kann. M: Ich habe es ja nicht allein in der Hand, wie der Prozess verläuft – 
es wird dabei entscheidend auch auf Ihr Verhalten ankommen. P: Nein 
nein, ich halte mich zurück, ich will den Prozess nicht beeinflussen. Sie 
sind der Fachmann für Akzeptanz, Sie sollen den Prozess managen und die 
Akzeptanz sicherstellen. 

Viele Entscheidungsträger in der Politik gehen davon aus, dass es möglich sei, 
Akzeptanz zu schaffen und einen Konflikt um eine technische Anlage oder eine 
strittige Landnutzung durch einen Dialogprozess zu lösen, an dem der Ent-
scheidungsträger nicht selbst beteiligt ist. Für den Moderator bzw. die Modera-
torin besteht die Gefahr, dieser Verführung zu erliegen, in dem er (oder sie) 
glaubt, es sei möglich, trotz der Beauftragung durch den Politiker als neutraler 
Makler agieren zu können und auch so wahrgenommen zu werden. 

Der vorliegende Artikel beschreibt an praktischen Beispielen die genannten 
Probleme und zeigt auf, dass partizipative und dialogorientierte Verfahren nur 
unter Berücksichtigung ihrer Einbettung in den übergeordneten politischen 
Kontext sinnvoll konzipiert und erfolgreich durchgeführt werden können. Be-
reits im Vorfeld der Etablierung derartiger Verfahren muss es darum gehen, die 
Rollen von Auftraggeber, Berater und Moderator sowie die Ziele des Verfah-
rens zu klären und die Teilnehmerrunde sowie das „Setting“ des Verfahrens zu 
entwickeln. Je mehr die „Akteurslandschaft“ zerfasert, je komplexer die gesell-
schaftlichen Probleme werden und je mehr es auf die legitimierende Wirkung 
des Verfahrens ankommt, desto wichtiger ist Klarheit. 

Da politische Entscheidungsträger in der Regel innerhalb ihrer Weltsicht 
(„Wirklichkeitskonstruktion“) klar, strukturiert und handlungsfähig sind, sehen 
sie in der Regel wenig Klärungsbedarf. Erst ein „Verstören“ dieser Wirklich-
keitskonstruktion öffnet den Blick auf „blinde Flecke“. Eine frühzeitige Irritati-
on wird damit zur Voraussetzung für neue Lösungsansätze. 

2 Der Auftraggeber von Politikberatung 

Im Kontext der Auftragsklärung (s. u.) stellt sich bei komplexeren Vorhaben 
schnell heraus, dass es nicht den einen Auftraggeber gibt. Der Auftraggeber ist 
Teil einer Institution, er hat Mitarbeiter und Vorgesetzte. Die Institution, zu der 
er (oder sie) gehört, steht ebenfalls nicht für sich allein dar, sie ist u.U. nachge-
ordnete Behörde, Teil eines größeren Verbandes oder Mitglied eines Netz-
werks. 



386 | Christoph Ewen 

 Das Beispiel eines inzwischen beendeten Mediationsverfahrens um ein 
Straßenbauvorhaben zeigt dies: Das Amt für Straßenbau des betreffenden 
Bundeslandes beauftragte nach Durchführung eines öffentlich ausgeschrie-
benen Vergabewettbewerbs ein Beratungsunternehmen mit der Begleitung 
der Mediation. Dieses Amt ist nachgeordnete Behörde des Wirtschaftsmi-
nisteriums. Im Hintergrund steht der Ministerpräsident des Landes, in des-
sen Wahlkreis das strittige Bauvorhaben realisiert werden soll. Gleichzeitig 
gibt es im betroffenen Landkreis eine Landrätin, die der gleichen Partei wie 
der Ministerpräsident angehört, und die sich demnächst wieder zur Wahl 
stellen wird. Ministerpräsident und Wirtschaftsminister einigten sich auf 
einen Mediator, eine honorige Person des öffentlichen Lebens, dem das mit 
der Mediationsbegleitung betraute Unternehmen zuarbeitet. Wer ist nun der 
Auftraggeber, mit dem das Beratungsunternehmen die Vorgehensweise und 
die angestrebten Ziele des Verfahrens hätte klären sollen und können? 

Demokratietheoretisch gesehen ist der Auftraggeber bei jedem öffentlichen 
Auftrag letztlich der Souverän. Legislative und Exekutive repräsentieren das 
Gemeinwesen, dort tätige Personen sind daher letztlich selbst wiederum Beauf-
tragte. Wenn auf Vorschlag eines Regierungschefs in einem Mediationsverfah-
ren ein Kompromiss für ein im politischen Raum strittiges Vorhaben gefunden 
werden soll, dann besteht die Gefahr der Rollendiffusion: Das vom Souverän 
gewählte Parlament bzw. die von diesem mit der Entscheidung betrauten Be-
hörden setzen ein Gremium mit Vertretern der Zivilgesellschaft ein (Mediati-
onsgruppe). Das Resultat der Mediation dient der Erhöhung der Legitimation in 
der Öffentlichkeit – also wiederum beim Souverän. 

3 Die Auftragsklärung 

Der erste Schritt einer erfolgreichen Beratung ist die Auftragsklärung. Diese 
erscheint auf den ersten Blick trivial: Der Akteur verfolgt ein Ziel, und er 
möchte dieses Ziel mit möglichst geringem Aufwand erreichen. Das Ziel ist in 
der Regel materiell und konkret: Eine Straße soll im Konsens gebaut werden, 
ein Feld mit gentechnisch veränderten Pflanzen soll nicht zerstört werden, eine 
Flughafenerweiterung soll ohne zerstörerische Konflikte erreicht werden. Ge-
nauere Nachfragen offenbaren jedoch oftmals eine mangelhafte Konkretisie-
rung dieses Ziels: Woran würde man merken, dass Konsens herrscht? Will man 
die Akteure vor Ort davon abhalten, das Feld zu zerstören, oder auch Aktivis-
ten, die von außerhalb kommen? Ab welcher Eskalationsstufe werden Konflik-
te als zerstörerisch bezeichneit? 
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Aufgrund des oftmals nicht-existenten einen Auftraggebers und der Besonder-
heit der Politik, die im Vergleich zur Wirtschaft nicht einfach strategische Ziele 
verfolgt, sondern ein Gemeinwesen repräsentiert und in Willensbildungspro-
zesse involviert ist, die sich nicht auf das Modell zielorientierten Handelns re-
duzieren lassen, wird die Auftragsklärung umso schwieriger, aber auch umso 
wichtiger. Das Fehlen einer solchen Auftragsklärung bemerkt man spätestens 
dann, wenn die unterschiedlichen Aufträge einander wiedersprechen. 

 Um im Beispiel zu bleiben: Jeder der genannten Institutionen und Personen 
hatte seine eigene Agenda in dem Verfahren. Der Ministerpräsident will, 
dass die Straße ausgebaut wird, um ein strukturschwaches Gebiet besser 
ans Autobahnnetz anzuschließen. Da es um seinen Wahlkreis geht, möchte 
er dies möglichst ohne öffentlich wahrnehmbare Konflikte erreichen – und 
wenn das nicht gelingt, dann kann immerhin Zeit gewonnen werden. Sein 
Wirtschaftsminister, der einer anderen Partei angehört, beauftragte die Stra-
ßenbauverwaltung damit, ein Mediationsverfahren in die Wege zu leiten. 
Diese Straßenbauverwaltung hat eine eigene Agenda: Es werden kaum 
noch Straßen gebaut, und sie will möglichst bald das „grüne Licht“ für den 
Ausbau. Der von der Landesregierung benannte unabhängige Mediator hat-
te wieder eine andere Agenda, da er sich konkret mit den unterschiedlichen 
Interessengruppen auseinander setzen musste. Dass das die Mediation be-
gleitende Büro sich teilweise widersprechende Aufträge hatte, konnte es 
spätestens in dem Moment merken, in dem sich die Straßenbauverwaltung 
über die vereinbarte Geschäftsordnung hinweg setzte und mehr Personen in 
die Mediationsrunde entsendete, als vereinbart. In Bezug auf die starke 
Rolle der Straßenbauverwaltung formulieren die Bürgerinitiativen mit den 
betroffenen Gemeindebürgermeistern in ihrem Abschluss-Statement: „Das 
Verfahren hat letztendlich gezeigt, dass Mediation geeignet ist, als moder-
nes, demokratisches Instrument Interessenaustausch in vorbildlichem Um-
fang zu führen. Dem Grundsatz ´auf gleicher Augenhöhe´ kann hierbei 
bestmöglich entsprochen werden. Im vorliegenden Fall war dies allerdings 
nicht ausreichend gewährleistet, da nahezu alle verfahrensstrategischen Ge-
spräche im Kreis von LSV (Landesbetrieb Straßen und Verkehr) und Medi-
ationsteam stattfanden.“ 
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4 Ebenen der Beratung 

Befriedigende und erfolgreiche Beratungsprozesse im Zusammenhang mit 
Technikkontroversen beinhalten in der Regel zwei Ebenen: Eine interne und 
eine externe Ebene. 

• Intern bietet das Instrument des Coachings die Möglichkeit, die impliziten 
Bilder zu explizieren und in Frage zustellen. Das Bild des Konfliktsystems 
lässt sich nicht nur verbal, sondern auch dreidimensional „aufstellen“. Hier-
für bietet die in der Unternehmensberatung praktizierte Methodik der 
Strukturaufstellung mittels symbolischer Repräsentanten eine interessante 
Perspektive, mit der sich auch mögliche alternative Handlungsoptionen 
durchspielen lassen. Das Instrument des „zirkulären Fragens“ (vgl. Simon/  
Rech-Simon 2002) erlaubt das Einbringen der Außenperspektive in die in-
terne Beraterung. 

• In der externen Kommunikation lassen sich Dialog-, Moderations- und 
Mediationsprozesse begleiten, die einen Austausch von Sichtweisen und 
einen gemeinsamen Lernprozess erlauben. Voraussetzung dafür ist, im 
Vorfeld bei den Akteuren auszuloten, inwieweit Interesse, Bereitschaft und 
Freiheitsgrade für solche Prozesse vorhanden sind. 

Eine parallele Arbeit auf beiden Ebenen erlaubt eine kontinuierliche Vergewis-
serung darüber, ob der Auftragskontext noch steht, ob sich das Konfliktsystem 
verändert hat und inwieweit die zu Beginn eines Beratungsprozesses definierten 
Erfolgskriterien erreicht sind. 

 Ein erfolgreiches Beispiel einer derartigen Politikberatung auf zwei Ebenen 
stellt der Dialogprozess zur Klärung des Abwassergebührenkonfliktes in 
einer hessischen Großstadt dar. Nachdem ein Gerichtsentscheid die beste-
hende Abwassersatzung für ungültig erklärt hatte und nicht nur die siegrei-
che Bürgerinitiative sondern auch die lokale Presse der Stadtverwaltung 
massive Fehler vorwarf, entstand die Idee eines Dialogprozesses. Bereits in 
den Auftragsverhandlungen wurde Wert darauf gelegt, dass in einer ersten 
Phase das Konzept für den Dialogprozess auf der Basis von internen Ge-
sprächen (mit der Verwaltung) und externen Gesprächen (mit Interessen-
gruppen) zu entwickeln sei. Am Ende der ersten Phase wurden im Rahmen 
eines Workshops mit Kämmerer, Vertretern der Regierungsfraktionen und 
betroffenen Amtsleitern der Auftrag für die zweite Phase geklärt sowie die 
geplante Vorgehensweise besprochen. 

Das in der Verwaltung vorherrschende Bild des Konfliktes (v.a. starr-
köpfige Interessenvertreter) änderte sich im Laufe der Zeit, als die Dialog-
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gruppe, bestehend aus zehn zufällig ausgewählten Bürgern und Bürgerin-
nen sowie fünf Interessenvertretern, einen kompetenten und konstruktiven 
Dialog mit der Verwaltung pflegte (Ewen/Gotsmann 2003). Die Stadtver-
ordnetenversammlung übernahm zwar nicht alle Vorschläge der Dialog-
gruppe, aber anstatt dies frustriert öffentlich zu kommentieren, forderte der 
harte Kern der Bürgergruppe erfolgreich die Einrichtung einer nach der 
hessischen Gemeindeordnung möglichen Magistratsarbeitsgruppe, zu der 
interessierte Bürger hinzugezogen werden können. Das Ziel der Stadtver-
waltung, den destruktiven öffentlichen Streit zu beenden und ein konstruk-
tives Klima für die Änderung der Abwassergebührensatzung zu schaffen, 
wurde erreicht (auch wenn es schwierig ist, den Beitrag der Dialogmaß-
nahme dazu zu messen). 

5 Rollenklärung – Der Moderator als Berater oder als 
Stellvertreter des Politikers 

Das Beispiel des Mediationsverfahrens um ein Straßenbauvorhaben zeigt, dass 
es wenig Sinn macht, als von Verwaltung und Politik angestellter Moderator zu 
agieren, ohne die Möglichkeit zur internen Beratung nutzen zu können. Die 
Problemanalyse war bereits in der Landespolitik angestellt und das Mittel zur 
Lösung des Problems – eben die Durchführung eines Mediationsverfahrens – 
gefunden, bevor der externe Politikberater überhaupt eingeschaltet wurde. Hier 
zeigt sich ein grundlegendes Phänomen: Die Erwartungshaltung ist, dass der 
Politikberater dabei hilft, das bereits erkannte und benannte Problem zu lösen. 
Da der Auftraggeber (im Beispiel die Landespolitik) in seiner Selbstwahrneh-
mung nicht Teil des Problems ist, gibt es auch keinen Beratungsbedarf hinsicht-
lich seiner Problemwahrnehmung (Wirklichkeits-Konstruktion). Da der Auf-
traggeber sich aufgrund dieser Einschätzung aus dem Dialogprozess heraus 
hält, bekommt der Mediator, bzw. sein Berater, ein Problem – er wird anstelle 
des Auftraggebers zur Zielscheibe von Kritik, da er als Stellvertreter für den 
nicht anwesenden Auftraggeber wahrgenommen wird. 

Um diese Rollendiffusion zu vermeiden, ist die frühzeitige interne Bera-
tung von Bedeutung. Fragen, die es während der Auftragsklärung (intern) zu 
bearbeiten gälte, müssten z. B. der Vorgeschichte des Konflikts nachgehen, 
möglichen alternativen Sichtweisen der Konfliktursache erforschen oder auch 
den Kreis der Akteuren und Personen, die Teil des Konfliktsystems sind, 
betreffen. Zu klären wäre auch im Detail das Ziel des Auftraggebers, das mit 
dem Wunsch nach Akzeptanz (wie im Bsp. des Strassenbauvorhabens) nur sehr 
unscharf beschrieben ist: Woran würde er eine ausreichende Akzeptanz erken-
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nen? Wer genau sollte das geplante Projekt akzeptieren? Wie sollte die Akzep-
tanz gemessen werden (Umfrage, Volksbefragung, Medienspiegel)? Erst nach 
Klärung dieser Fragen erscheint es ratsam, die Art der Konfliktbearbeitung aus-
zuwählen. Mediation ist dabei nur eine spezielle Methode eines moderierten 
öffentlichen Dialogprozesses, die nur unter bestimmten Voraussetzungen an-
wendbar erscheint. 

6 Irritation durch Dialog 

Wenn man davon ausgeht, dass die Art, wie ein Politiker einen Konflikt wahr-
nimmt, also seine Wirklichkeitskonstruktion hinsichtlich der Ursache, der am 
Konflikt Beteiligten, der Geschichte des Konfliktes u. ä., ein wichtiger Bestand-
teil eines Konfliktes ist, dann ist es Aufgabe des Beratungsprozesses, diese 
Wirklichkeitskonstruktion zu hinterfragen zu irritieren. 

Dafür bietet ein Dialogprozess gute Möglichkeiten, vorausgesetzt der Poli-
tiker nutzt den Dialog, um neue Sichtweisen wahrzunehmen und die eigenen 
Bilder zu hinterfragen. Das Ziel des Dialogprozess ist dann nicht Akzeptanz, 
sondern wechselseitige Verständigung. Dann ginge es darum, mit den Men-
schen ins Gespräch zu kommen, um heraus zu finden, warum sie gegen eine 
Anlage, eine Technologie, eine Aktivität sind. Dagegen ist übliche Praxis, dass 
der Politiker mit einem festen Bild darüber, warum wer eine bestimmte Mei-
nung hat, in einen Dialogprozess geht, wenn er überhaupt hinein geht und den 
Mediator bzw. Moderator mit dem Runden Tisch alleine lässt. Kein Wunder, 
dass die Dialogpartner ziemlich bald frustriert sind, weil ihr Gegenüber ja oh-
nehin schon weiß, warum man dagegen ist. 

* 

Der Mediations- und Dialogprozess zur Zukunft des Frankfurter Flughafens ist 
ein Beispiel für vorgefasste Erwartungen. In Südhessen gibt es eine sehr leben-
dige Erinnerung an die Auseinandersetzungen um die Startbahn West Ende der 
Siebziger-/Anfang der Achtzigerjahre. Damals ging es um den Wald, um Hei-
mat, gegen das Luxusgut Fliegen und gegen die vermuteten militärischen Hin-
tergründe. Wie bekannt wurde der Ausbau durchgesetzt, mit teilweise traumati-
schen Erlebnissen (bis hin zu zwei erschossenen Polizisten und einem überfah-
renen Demonstranten). Zur Befriedung wurde (auch formal im Planfeststel-
lungsbeschluss) versichert, dass der Zaun um das Flughafengelände auf Dauer 
als Grenze des Flughafens Bestand haben solle. Als Ende 1997 die Lufthansa 
davon sprach, dass eine erneute Erweiterung unvermeidlich sei, überlegte man 
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sich in der Hessischen Landesregierung, wie man angesichts dieser Geschichte 
am behutsamsten vorgehen solle. Es wurde ein Mediationsverfahren eingerich-
tet, um die Auseinandersetzung in friedliche und geordnete Bahnen zu lenken. 
Dieses Verfahren klärte vor allem Sachfragen und schlug am Ende einen Kom-
promiss vor (Ausbau und Nachtflugverbot). Von diesem Kompromiss distan-
zierten sich dann sehr rasch wichtige Akteure aus der Mediationsgruppe. 

Im Nachinein (nach 1,5 Jahren Mediation und 4 Jahren anschließendem Di-
alog) zeigen sich m.E. folgende Engführungen in der Wahrnehmung der Ent-
scheider, deren Konsequenz der Erfolg der Maßnahmen gefährdet. 

• man hat nicht daran gedacht, welche moralische Entrüstung mit dem Abge-
hen von dem damaligen feierlichen Beschluss verbunden sein würde; 
(durch die Aufhebung von Bannwaldverordnungen parallel zum Dialog-
prozess wurde diese Entrüstung nicht weniger). 

• man hat mit großem Aufwand versucht, die Umwelt- und Naturschutzver-
bände sowie die wiederbelebten Bürgerinitiativen ins Mediationsverfahren 
einzubeziehen. Der erbitterste Widerstand kommt jedoch heute von Haus-
besitzern, die eine Entwertung ihrer Alterssicherung befürchten und die ü-
ber Umwelt- und Naturschutzverbände nur bedingt erreicht werden. 

• Der Flughafen ist auch ein Ausdruck der Dominanz der Stadt Frankfurt  
über den südhessischen Raum. Die Frage, wie die Region miteinander um-
geht, wie hier Entscheidungen getroffen werden, spielt jedoch praktisch 
keine Rolle im Dialog. 

In vielen Technikkonflikten lässt sich beobachten, dass die „Entscheider“, also 
Politik, Verwaltung, Unternehmen, überholten Bildern und Erklärungsmustern 
verhaftet bleiben. Während die „Problempromotoren“ im Sinne des „claim-
makings“ jeweils neue und angepasste Deutungsmuster und Problemsichtwei-
sen etablieren (Eisner 2003 et al., S. 28) und diese auf verschiedenen Ebenen in 
die Gesellschaft kommunizieren, ist die Wahrnehmung der Entscheider auf der 
Pro-Seite mitunter stark von frühen Erfahrungen geprägt. Dazu gehört nicht nur 
die Wahrnehmung der Problemkonstellation sondern auch die Wahrnehmung 
der „Akteurslandschaft“. Waren es in der Vergangenheit vornehmlich große 
Umweltverbände (BUND, WWF, Greenpeace, u. a.), so wird das Bild inzwi-
schen mitgestaltet von einem Geflecht von Initiativen, Einzelpersonen und 
Netzwerken, die im Hinblick auf klassische politische Handlungsmuster (z. B. 
runde Tische u. ä.) wenig handlungsbereit und jedenfalls nicht vertragsfähig 
sind (Fraktalisierung). 

So spielen beim Konflikt um die geplante Erweiterung des Flughafens 
Frankfurt neben den klassischen Verbänden und Initiativen inzwischen das Ti-
cona-Werk (Chemischer Betrieb in der Einflugschneise der geplanten Lande-
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bahn), die Villenbesitzer in Frankfurt-Sachsenhausen oder auch die gutbürger-
lichen Kleinstadtbewohner zwischen Wiesbaden, Darmstadt und Frankfurt eine 
Rolle, die keine Beerdigung und kein Freiluftkonzert mehr ohne laute Unter-
brechungen im Minuten-Takt erleben. Eine frühzeitigere Wahrnehmung dieser 
Akteurskonstellation hätte dazu führen können, dem auf Repräsentanten zielen-
den Modell des Runden Tischs weniger Gewicht beizumessen und stattdessen 
offene Foren und Beteiligungsmodelle für Einzel-Akteure anzubieten. Das 
Bürgerbüro und die vielen offenen Veranstaltungen in der Region, die zuneh-
mend durch das Regionale Dialogforum veranstaltet wurden, weisen die richti-
ge Richtung. 

Ein interessantes Beispiel für eingeengte Handlungsoptionen durch festge-
legte Deutungsmuster stellt die so genannte Grüne Gentechnik dar. Es gibt im 
Wesentlichen die folgenden Bilder darüber, warum Menschen gegen diese 
Technologie opponieren: 

• Die ethisch motivierten Gegner: An der Schöpfung soll der Mensch nicht 
herum pfuschen. Diese Sichtweise wird von naturwissenschaftlich ausge-
bildeten Befürwortern der Grünen Gentechnik kaum ernst genommen, da 
aus Sicht der meisten involvierten Fachleute die klassische Landwirtschaft 
kaum weniger massive Manipulationen mit sich bringt. Ethisch begründete 
Gegnerschaft gegen die Gentechnik wird in der Auseinandersetzung mögli-
cherweise zu wenig thematisiert. 

• Die schlecht informierten Gegner: Das Beispiel der Bio-Tomate, die nach 
überwiegender Einschätzung der befragten Menschen keine DNA enthält, 
wird in Insiderkreisen gerne als Beleg dafür genommen, dass die Menschen 
für eine differenzierte Meinung einfach zu wenig wissen. Die daraufhin be-
schlossenen Informationskampagnen haben indes wenig bewirkt, und erst 
allmählich wird deutlich, dass gerade die gut informierten Menschen eher 
kritisch sind als die weniger gut informierten. 

• Der mangelnde Nutzen: Neueren Datums ist die Vermutung, dass der 
Grund für die Ablehnung darin liegt, dass die erste Generation gentech-
nisch veränderter Pflanzen zwar möglicherweise für die Landwirte, nicht 
aber für die Verbraucher einen Nutzen bringt. Die Rote Gentechnik (Ein-
satz im medizinischen Bereich) sei genau aus diesem Grunde viel eher ak-
zeptiert, weil sie massive Vorteile für die Patienten mit sich bringe. 

Ohne an dieser Stelle das Nutzenargument in Frage stellen zu wollen, sei doch 
darauf hingewiesen, dass es ein großes Risiko darstellt, sich auf ein solches 
Deutungsmuster einzulassen. Möglicherweise werden auch neue gentechnisch 
veränderte Konstrukte abgelehnt werden, auch wenn sie einen Nutzen für den 
Verbraucher mit sich führen. 
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Das Problem der Engführung von Deutungsmustern zeigt sich auch bei der 
Risikodebatte. Die von Gentechnikkritikern angeführten Risiken etwa für 
Schmetterlinge oder Bienen haben zu einer internsiven biologischen Sicher-
heitsforschung geführt. Es werden Millionen von Euro investiert, um im Labor 
z. B. festzustellen, ob die Larve der Trauerflormücke Probleme mit gentechnisch 
verändertem Raps oder Mais hat. Dabei waren diese Probleme als Beispiele für 
eine Veränderung von Ökosystemen gemeint – und gerade diese ökosystemaren 
Veränderungen findet man nicht bei Reihenuntersuchungen im Labor. 

7 Schlussbemerkungen 

Die Erfahrungen bei Dialogprozessen rund um strittige technische Anlagen und 
kontroverse Landnutzungen zeigen, dass eine konstruktivistische oder auch irri-
tierende Politikberatung hilfreich sein kann. Diese zeigt die Grenzen und die 
Deutungsmöglichkeiten wissenschaftlichen Wissens auf, erarbeitet mit dem 
beratenen Politiker zusammen ein Bild des „Konfliktsystems“ und der beteilig-
ten Teilsysteme inclusive ihrer jeweiligen Verfasstheit („Konflikt- und Ak-
teurslandschaft“) und unterstützt ihn (resp. sie) bei der Reflektion der eigenen 
Rolle und der bestehenden Handlungsoptionen. 

Diese Form der Beratung stößt nicht immer auf Gegenliebe. Anstatt wis-
senschaftlich fundierte Orientierung zu geben, generiert sie Handlungsoptionen 
und lässt Bewertung und Verantwortung bei der Politik. Diese Form der Bera-
tung mag zwar auf den ersten Blick irritieren, bietet aber die Chance, bei Blo-
ckaden und festgefahrenen Situationen in Konflikten um den Einsatz von 
Technik und die Landnutzung neue Wege zu eröffnen. 
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